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liehen Eigentums wird im Rahmen des gemeinsamen so­
zialistischen Wettbewerbs von Kollektiven der Pflanzen- 
und Tierproduzenten geleistet, wie es das Beispiel der 
Kooperation Kerspleben zeigt.8 Dazu bedarf es einer im­
mer besser organisierten Zusammenarbeit zwischen 
Pflanzen- und Tierproduzenten, vor allem aber des Be­
wußtseins gemeinsamer Verantwortung in allen Kollekti­
ven der Kooperation.

Die Aktivitäten der Genossenschaftsbauern zur be­
wußten Einhaltung der sozialistischen Gesetzlichkeit und 
einer vorbildlichen Ordnung, Disziplin und Sicherheit sind 
in hohem Maße dazu geeignet, den in § 24 Abs. 2 LPG-G 
genannten Anforderungen gerecht zu werden. Bei zuneh­
mender territorialer Produktionsorganisation und unter 
Berücksichtigung der Produktionsbedingungen des jewei­
ligen Dorfes, in denen Kollektive der Pflanzen- und 
Tierproduzenten zusammen leben und arbeiten, erhalten 
die verantwortungsbewußte Einhaltung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit, die Initiativen für vorbildliche Ordnung, 
Disziplin und Sicherheit neue Aspekte. Die entsprechenden 
Abschnitte des jeweiligen Wettbewerbsprogramms sind 
unverzüglich diesen neuen Bedingungen anzupassen. Hier­
bei arbeiten die Kommissionen der LPG-Vorstände und 
der örtlichen Volksvertretungen eng zusammen. Vielfäl­
tige Kontrollmaßnahmen der Leitungsorgane der LPGs 
und der örtlichen Staatsorgane über die Einhaltung der 
getroffenen Maßnahmen und beschlossenen Verhaltensre­
geln sind ein wichtiger Beitrag zum Schutz und zur Meh­
rung des genossenschaftlichen Eigentums.

Nutzung der genossenschaftlichen Fonds 
mit hoher Effektivität

Der Beschluß des XII. Bauernkongresses der DDR und 
zahlreiche Einzelverpflichtungen von LPG-Kollektiven 
haben die Verwirklichung der in § 25 LPG-G formulierten 
Rechtspflicht der LPGs zum Inhalt, die genossenschaftli­
chen Fonds mit hoher Effektivität zu nutzen, insbesondere 
den Produktionsverbrauch zu senken, und in Abhängig­
keit vom wirtschaftlichen Ergebnis die erweiterte Repro­
duktion des genossenschaftlichen Eigentums zu sichern. 
Diese Verpflichtungen zeugen vom Verständnis der Ge­
nossenschaftsbauern für die notwendige Leistungssteige­
rung und machen dabei die großen Potenzen des genos­
senschaftlichen Eigentums sichtbar. Sie verdeutlichen zum 
anderen die hohen Anforderungen, die daraus resultieren, 
daß die bereitgestellten Fonds in einem immer günstige­
ren Verhältnis von Aufwand und Ergebnis einzusetzen 
sind. Insbesondere geht es um die gute Pflege und vorbeu­
gende Instandhaltung der landwirtschaftlichen Maschinen 
und der anderen Produktionsmittel. Die Landwirtschaft 
der DDR verfügt gegenwärtig über Grundfonds, die einen 
Wert von 74 Mrd. Mark verkörpern, wobei allein die mo­
bile Technik der Pflanzenproduktion sich im letzten 
Jahrfünft auf 10,5 Mrd. erhöht hat.9 Die gesamtvolks­
wirtschaftliche Bedeutung dieses „produktiven Reichtums 
unserer Genossenschaftsbauern“ und die Erhöhung seines 
Wirkungsgrades und seiner Nutzungsdauer erfordern Öf­
fentliches Interesse.

In diesem Zusammenhang sei angemerkt, daß die 
nunmehr in § 25 Abs. 1 LPG-G erwähnte Rechtspflicht zur 
effektiven Nutzung genossenschaftlicher Fonds bereits 
durch die VO über die Wartung, Pflege und Konservie­
rung sowie Abstellung der Technik in der Land-, Forst- 
und Nahrungsgüterwirtschaft vom 21. Juni 1979 (GBl. I 
Nr. 20 S. 182) umfassende Bedeutung erlangte. Hiernach 
sind die Vorsitzenden der LPGs verantwortlich für die 
Planung, materiell-technische Absicherung und Durchfüh­
rung der Wartung, Pflege und Konservierung sowie die 
Abstellung der Technik als Bestandteil der Technologie 
des jeweiligen Produktionsprozesses. Werden diese Pflich­
ten verletzt, können Ordnungsstrafmaßnahmen eingeleitet 
werden. Zur staatlichen Kontrolle dieser Prozesse sind 
Inspektoren Landtechnik eingesetzt, die die Vorsitzenden 
der LPGs (und Leiter der kooperativen Einrichtungen) be­
raten und ggf. staatliche Auflagen zur ordnungsgemäßen 
Durchführung der Aufgaben aus der genannten VO ertei­
len können.10

Ausgestaltung gemeinschaftlicher Vermögensbeziehungen

Die gemeinsame Nutzung genossenschaftlichen Eigentums 
hat seit langem die Grenzen einer LPG überschritten und

geschieht in vielfältigen Formen im Rahmen der Koope­
rationen von Pflanzen- und Tierproduzenten, in zwischen­
genossenschaftlichen und zwischenbetrieblichen Einrich­
tungen (ZGE/ZBE), durch Bildung gemeinsamer finan­
zieller Fonds für die in § 26 LPG-G genannten Zwecke 
und auf andere Weise. Insbesondere durch die Entwick­
lung und Festigung kooperativer Beziehungen erlangte 
die Ausgestaltung gemeinschaftlicher Vermögensbeziehun­
gen in der Landwirtschaft eine neue Qualität. Hierbei 
betraten die LPGs Neuland, und sie konnten sich anfangs 
nur unzureichend anhand vorgegebener rechtlicher Kri­
terien orientieren. Inzwischen sind durch die Regelungen 
in den Musterstatuten von 1977 und durch Erfahrungen 
der sozialistischen Praxis auch die Rechtskenntnisse über 
die Bildung und gemeinsame Nutzung genossenschaftli- 
dien Eigentums gewachsen und gefestigt.

Diese Erfahrungen berücksichtigt § 26 LPG-G. So 
erfolgt die gemeinsame Nutzung genossenschaftlichen 
Eigentums im Interesse der Kooperationspartner zu den 
von ihnen im Statut oder in der Kooperationsvereinba­
rung festgelegten Zwecken (§ 26 Abs. 1 LPG-G). Beson­
dere Aufmerksamkeit verdient im Hinblick auf Erfahrun­
gen vergangener Jahre § 26 Abs. 2 LPG-G, in dem festge­
legt ist, daß die Kooperationspartner auf der Grundlage 
der Rechtsvoschriften über die gemeinsame Nutzung ihres 
Eigentums und über das gemeinschaftliche Eigentum und 
seine Nutzung sowie über die Verwendung der Ergebnisse 
gemeinsamer Wirtschaftstätigkeit selbst entscheiden. Da­
mit wird nicht ausgeschlossen, daß auch künftig gemein­
sames genossenschaftliches Eigentum im Rahmen von ge­
meinschaftlichen Bauvorhaben genutzt werden kann. Dar­
über entscheiden aber die Kooperationspartner selbst.

Schaffung genossenschaftseigenen Wohnraums

Für die Befriedigung der Wohnbedürfnisse der Genossen­
schaftsbauern und Arbeiter sowie für die Begründung 
dauerhafter Beziehungen der Jugendlichen zur LPG und 
zum Dorf haben die Rechtsvorschriften über die Bereit­
stellung von Wohnraum (§ 28 LPG-G) große Bedeutung. 
Hiernach sind die LPGs nunmehr berechtigt, sich an Woh­
nungsbauvorhaben auf dem Lande zu beteiligen, genos­
senschaftseigenen Wohnraum zu schaffen oder Wohnge­
bäude zu erwerben sowie Eigenheime für die spätere 
Nutzung durch Genossenschaftsbauern und Arbeiter zu 
errichten. Deren Initiativen, durch Aus- und Umbau von 
Wohn- und Wirtschaftsgebäuden zusätzlichen Wohnraum 
zu schaffen oder Eigenheime zu errichten, werden von 
den LPGs unterstützt (§ 28 Abs. 1 LPG-G).

§ 28 Abs. 2 LPG-G läßt die Anwendung der Rechts­
vorschriften über Werkwohnungen (vgl. Ordnung über 
die Wohnraumversorgung für die Werktätigen der 
Schwerpunktbetriebe und der Betriebe mit Werkwohnun­
gen vom 14. September 1967 — Anlage zur WRLVO — 
[GBl. II Nr. 105 S. 737]) auf genossenschaftseigenen 
Wohnraum, auf Wohnungen in genossenschaftlich genutz­
ten Gebäuden sowie auf die den LPGs zur Verfügung 
gestellten Wohnungen zu. Den Genossenschaftsbauern 
und Arbeitern ist die Konsequenz aus dieser Rechtsvor­
schrift zu erläutern, weil in den LPGs noch weitgehend 
Unkenntnis über den Status der Werkwohnung besteht. 
Vor allem ist den Mietern bereits beim Abschluß des 
Mietvertrags zu verdeutlichen, daß nach Aufhebung des 
Mitgliedschaftsverhältnisses zur LPG eine Räumungs­
pflicht besteht, und ihnen sind die damit zusammenhän­
genden Rechtsbeziehungen zu erläutern.

Der Vollständigkeit halber sei auf das in § 28 Abs. 3 
LPG-G formulierte Vorkaufsrecht der LPGs hingewiesen. 
Danach ist jede LPG berechtigt, das Vorkaufsrecht auszu­
üben, wenn ein von ihr errichtetes und einem Genossen­
schaftsbauern oder Arbeiter übertragenes Eigenheim an 
Bürger verkauft werden soll, die weder Mitglied der LPG 
noch in ihr beschäftigt sind. 1 2 3 4
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